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F r o k t i o n  i r n  R o t  C e r  S t q d t  n h e i n e

2r.2.2006

Antrag der SPD Fraktion im Rat der Stadt Rheine

zur Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 23-Matz2006

l. Der Jugendhilfeausschuss der Stadt RJreine möge folgende Resolution beschließen:

Der Jugendhil|eausschuss fordert die Landesregierung und den Landtag NRW au{ das Kinder-

und Julendftirdergesetz NRW in dem am 06.10.2004 beschlossenen Umfang vollständig in

Wirkung zu lassen. Dafür sind die im $16 Abs.l zugesicherten und von Kommunen und

freien Trägem erwarteten finanziellen Mittel bereitzustellen.

2.Der Jugendhilfeausschuss der Stadt Rheine bittet den Rat der Stadt Rheine in seiner Sitzung

am04. April folgende Resolution zu beschließen:
Der Rat der Stadt Rheine fordert die Landesregrerung und denLandtag NRW auf das Kinder-

und Jugendördergesetz NRW in dem arn06.10.2004 beschlossenen Umfang vollständig in

Wirkung zu lassen. Dafür sind die im $16 Abs.l zugesicherten und von Kommunen und

freien Trägern erwarteten finanziellen Mittel bereitzustellen.

Begrtindung:

Mit dem im Oktober 2004 verabschiedeten Gesetz zur Förderung der Kinder- und Jugendarbeit,

der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes (Jugendfürdergesetz

NRWf ist u. a. auch die gesetzliche Grundlage für die finanzielle Ausstattung des

Landesjugendplanes geschaffen worden. Laut $ 16 des Jugendfürdergesetzes sind befristet bis

zum Jahre 2010 auf der Grurdlage des Kinder- und Jugendfürderplans jährlich mindestens 96

Mio. Euro bereitzustellen. Einer der wesentlichen Gri.inde für die gesetzliche Verankerung

dieser Finanzierungsgrundlage war es, den Jugendorganisationen, den Trägem der offenen

Jugendarbeit, den trZigem der Jugendkulturarbeit, den Initiativgruppen und auch den Trägem

.ntä pi*i.htungen deiJugendsozialarbeit langfristig Planungssicherheit und Bestandsschutz zu

geben. Auch die Kommunen sind durch das Jugendftirdergesetz stärker in die Pflicht genommen

worden. Sie sind niclrt nur in gleicher Weise wie das Land fimnziell gefordert, sie müssen

darüber hinaus ab 2006 kommunale Kinder- und Jugendforderpläne beschließen. Vor diesem

Hintergrund haben auch die Kommunen einen Anspruch auf Planungssicherheit. Die CDU /

FDP iandesregierung hat im Januar beschlossen, die Mittel von 96 Millionen Euro auf 75

Millionen guro ttirzön. Im Ja}ff 2004 hatten die heutigen Regierungsparteien von CDU und

FDp noch die von den Jugendverbänden getragene Volksinitiative 
'Jugend braucht Zukunt'

massiv unterstützt. Mit dieser Form von Politik droht nun über den materiellen Einbußen hinaus

ein ungeheurer und genereller Vertrauensverlust der Jugend in politische Willensbekundrmgen.
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Wenn sogar die gesetzliche Selbstverpflichtung eines Parlamentes der tagespolitischen
Bpliebigkeit unterliegt, welche Politikerin, welcher Politiker darf sich dann noch in
gxpstzunehmender Art und Weise über Politlktefdrossenheit der Jugertd beschwerpn Wir
erhilten Sie Unterstützung dieser Resolution btzten Etrdes auch aus diesem Grunde und hoffen
atrf ein elfiüeutiges Votum der politischen Gremien: Jugend braucht Vertrauen - jetztl

Anschrifi:
Hohe Lucht 5 . 48431 Rheine
T e l e f o n . O 5 9 7 l  /  5 7 7 6 6  o d e r  l 5 0 6 ö
Telefox: 05971 /  5OB30
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